
mehr darum kümmern, wie ihre Mitarbeiter mit ihren 
Aufgaben fertig werden, welche Probleme sie bewe­
gen, welche Vorschläge sie zur Verbesserung der 
Arbeit haben und wo die Ursachen etwaiger mangeln­
der Qualifikation liegen. Gerade diese Seite der Lei­
tungstätigkeit wird noch oft vernachlässigt.
Das findet seinen Ausdruck in der unregelmäßigen 
Durchführung von Arbeitsbesprechungen mit allen 
Mitarbeitern. Zum Teil ist auch die Verantwortung 
der Sekretäre für einen fristgemäßen, gut organisier­
ten Arbeitsablauf in den Geschäftsstellen noch unge­
nügend entwickelt Besonders bei größeren Kreisge­
richten muß mittels individueller Erziehung und Qua­
lifizierungsmaßnahmen erreicht werden, daß ein Se­
kretär den Direktor bei den vorwiegend organisato­
risch-technischen Leitungsaufgaben unterstützt.
Die Bezirksgerichte dürfen sich bei Einschätzung der 
Arbeitsweise der Gerichte und des Arbeitsstils der 
Richter nicht auf statistische Angaben beschränken. 
Nur eine genaue Kenntnis der konkreten Lage kann 
zu nennenswerten Veränderungen führen. Auch all­
gemeine Appelle zur Beseitigung von Arbeitsresten 
usw. nützen nichts. Vielmehr ist exakt herauszuarbei­
ten, welche Arbeits- und Zeitreserven noch unausge- 
nutzt sind und was sich im Arbeitsstil durch welche 
Maßnahmen und mit welchem Ergebnis ändern muß.
Unsere Untersuchungen haben gezeigt, daß die Ar­
beitsbelastung der Gerichte unteischiedlich ist. Schon 
die in einem bestimmten Zeitraum zur Bearbeitung 
eingehenden Rechtssachen je Richter lassen erkennen, 
welche Unterschiede in der Auslastung der Gerichte 
bestehen. Sie werden noch deutlicher, wenn man die 
Erledigungszahlen jedes einzelnen Richters erfaßt und 
sie im Verhältnis zu den Arbeitstagen betrachtet, die 
jedem Richter für die Rechtsprechung und ihre gesell­
schaftliche Wirksammachung zur Verfügung standen. 
Im Bezirk Schwerin war z. B. bei nur unwesentlichen 
qualitativen Unterschieden in der Rechtsprechung die 
Arbeitsintensität eines Kreisgerichts doppelt so hoch 
wie die eines anderen; einzelne Richter erledigten im 
gleichen Zeitraum rund viermal so viel Verfahren wie 
andere, ohne daß hinsichtlich der Wirksamkeit der 
Verfahren wesentliche Unterschiede bemerkbar wa­
ren.
Es Ist eine wichtige Aufgabe, die Ursachen solcher 
erheblichen Unterschiede aufzudecken und konkrete 
Maßnahmen, wie individuelle Qualifizierungspläne und 

' Weiterbildungsaufgaben, Abordnungen im Sinne der 
sozialistischen Hilfe, Struktur- und Stellenplanver­
änderungen usw., zu veranlassen. Die Hilfe durch das 
Bezirksgericht muß in folgendem bestehen: durch Ver­
besserung der Qualität der Rechtsprechung der Kreis­
gerichte den Anstieg der Rechtsmittel abzufangen und 
dadurch Zeit für die unmittelbare Unterstützung der 
Richter im Prozeß ihrer Arbeit zu gewinnen.
Ein Beispiel für wirksame Anleitung der Kreis­
gerichte gibt der Senat für Arbeitsrechtssachen des 
Bezirksgerichts Schwerin Er demonstriert den Rich­
tern der Kammern für Arbeitsrechtssachen unmittel­
bar durch seine Arbeit, wie nach den Grundsätzen 
des Rechtspflegeerlasses gearbeitet werden muß. So­
weit die Möglichkeit dazu besteht, verhandelt der 
Senat an Ort und Stelle in Betrieben. An diesen Ver­
handlungen nehmen die Arbeitsrichter und Schöffen 
des jeweiligen Kreises teil. Am konkreten Beispiel 
sehen sie, wie Sachverständige einbezogen werden, 
wie straff und konzentriert verhandelt werden kann 
und wie unmittelbar nach der Verhandlung das Urteil 
abgesetzt wird. Danach bezieht der Senat die Arbeits­
richter in die Auswertung seiner Entscheidungen ein. 
Der Senatsvorsitzende berät außerdem etwa alle zwei

Monate mit den Arbeitsrichtern über sie bewegende 
Probleme. Grundlage dafür sind die Entscheidungen 
der Kammern für Arbeitsrechtssachen, die sämtlich 
dem Senatsvorsitzenden übersandt werden, und eigene 
Beobachtungen aus Verhandlungen. Durch seine ope­
rative Tätigkeit hat der Senat einen sehr guten Über­
blick nicht nur über die Probleme der Arbeitsrecht­
sprechung, sondern auch über Arbeitsweise und -orga­
nisation sowie den Entwicklungsstand der Kader.

Zur Geschäftsverteilung
Unsere Untersuchungen haben gezeigt, daß die Ge­
richte generell die Bedeutung eines exakten Geschäfts­
verteilungsplans für die Sicherung eines guten Arbeits­
ablaufs unterschätzen. Die Pläne sind meist veraltet 
und widersprechen den sich immer weiter entwickeln­
den Arbeitsbedingungen, oder sie sind zu allgemein 
abgefaßt und berücksichtigen nicht die konkreten Auf­
gaben des einzelnen Mitarbeiters. So enthält z. B. der 
Geschäftsverteilungsplan des Bezirksgerichts Schwerin 
nichts über die Mitwirkung der Stellvertreter des 
Direktors in der Rechtsprechung.
Die Direktoren der Gerichte müssen erkennen, daß 
eine detaillierte Geschäftsverteilung Grundlage für 
eine wirksame Arbeit des Gerichts ist und daß ständig 
geprüft werden muß, ob die Geschäftsverteilung noch 
die gleichmäßige Belastung aller Kräfte und die ord­
nungsgemäße Erledigung der Aufgaben gewährleistet.
Die Geschäftsverteilungspläne der Gerichte des Be­
zirks Schwerin sehen vor, daß grundsätzlich alle 
Richter auf allen Rechtsgebieten (außer dem des 
Arbeitsrechts) arbeiten. Die Verteilung der Sachen auf 
die einzelnen Richter erfolgt im wesentlichen nach den 
Endnummern der Aktenzeichen bzw. nach territoria­
len Gesichtspunkten. Zugleich gibt es Ansätze, die 
Arbeit nach ökonomischen Bereichen aufzugliedern. 
So bearbeitet z. B. ein Richter am Kreisgericht Schwe­
rin-Stadt alle Strafsachen aus dem Bereich des Han­
dels.
Das Kreisgericht Hagenow begann am 1. Juni 1964 mit 
einer neuen Geschäftsverteilung, die im Falle ihrer 
Bewährung für den gesamten Bezirk verallgemeinert 
werden soll. Danach soll die Bearbeitung der Straf­
sachen aus den Bereichen Landwirtschaft, Industrie 
und Bauwesen sowie Handel, die Bedeutung für einen 
dieser Wirtschaftszweige haben — vor allem Arbeits­
schutzsachen, Eigentumsdelikte, Brandsachen und De­
likte nach der WStVO —, je einem Richter über­
tragen werden, der verpflichtet ist, sich auf seinem 
Gebiet spezielle ökonomische Grundkenntnisse anzu­
eignen bzw. diese zu vervollständigen. Die restlichen 
Strafsachen und die anderen Verfahren sollen wie 
bisher territorial nach MTS-Bereichen aufgeteilt wer­
den.
Die territoriale Geschäftsverteilung unter der Losung 
„Alle machen alles“ berücksichtigt nicht die unter­
schiedliche Qualifikation der Richter und ihre Er­
fahrungen und Fertigkeiten. Nach dem Grundsatz 
„Höchste Ergebnisse bei geringstem Aufwand“ wäre es 
besser, die Richter entsprechend ihren Kenntnissen 
und Fähigkeiten einzusetzen. Der andere Weg führt 
zu einer unnötigen Belastung der Richter und darüber 
hinaus zu einer Belastung der Geschäftsstellen mit 
überflüssiger Schreibarbeit. Dies sollten vor allem 
diejenigen Kreisgerichte mit beachten, die mit Schwie­
rigkeiten bei der Besetzung der Protokollführer- und 
Schreibkraftstellen zu kämpfen haben.
Es ist nicht unsere Absicht, einseitig auf eine Ge­
schäftsverteilung nach Rechtsgebieten zu orientieren. 
Jedoch müssen sich alle Gerichte eigenverantwortlich 
mit diesem wichtigen Problem der Arbeitsorganisation
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